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Geſetz- Sammlung 
5 für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— 


Nr. 65. 


(Nr. 7217.) Verordnung wegen Einberufung der beiden Häuſer des Landtages der 
a Monarchie. Vom 15. Oktober 1868. 5 


Dir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


rordnen, in Gemäßheit des Artikels 51. der Verfafjungs - Urkunde vom 
. Januar 1850., auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 
Die beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, das Herrenhaus und 
das Haus der Abgeordneten, werden auf den 4. November er. in Unſere Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Berlin zuſammenberufen. 

Das Staatsminiſterium wird mit der Ausführung dieſer Verordnung 
auftragt. N 
Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
niglichen Inſiegel. 5 
Gegeben Baden-Baden, den 15. Oktober 1868. 


(I. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Sch. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz, v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulen burg. 
rs Leonhardt. 
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(Nr, 7218.) Allerhöchſter Erlaß vom 3. Oktober 1868., betreffend die Genehmigung des von 
der Generalverſammlung der ritterſchaftlichen Kreditverbundenen der Kur⸗ 
und Neumark beſchloſſenen Regulativs zur Feſtſtellung des ritterſchaftlichen 
Taxwerthes von Gütern und deren Bepfandbriefung nach Maaßgabe der 
Behufs der Grundſteuerveranlagung ermittelten Reinerträge. 9 


genden Verhandlungen von der Generalverſammlung der ritterſchaftlichen Kredit- 
verbundenen der Kur⸗ und Neumark am 26. Mai d. I. beſchloſſene 


„Regulativ, betreffend die Feſtſtellung des ritterſchaftlichen Ta 1 
von Gütern und deren Bepfandbriefung nach Maaßgabe der Behufs er 
Grundſteuerveranlagung ermittelten Reinerträge,“ i : 


Ve in der von Ihnen modifizirten Faſſung der beigefügten Ausfertigung 


Aa Ihren Bericht vom 26. September d. J. will Ich das nach den anlie⸗ 


genehmigen. 


Dieſer Erlaß iſt nebſt dem modifizirten Regulative durch die Geſetz⸗Samm⸗ } 
lung zu veröffentlichen. 


Baden-Baden, den 3. Oktober 1868. 

| Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


Regulatib, 

betreffend & 

die Feſtſtellung des ritterſchaftlichen Taxwerthes von Gütern und 
deren Bepfandbriefung nach Maaßgabe der Behufs der Grund, 3 
ſteuerveranlagung ermittelten Neinerträge. E 


§. 1. 


Für die im Bereiche des Kur⸗ und Neumärkiſchen ritterſchaftlichen Kredit⸗ 
Inſtituts belegenen, zur Bepfandbriefung geeigneten Güter kann auch der nach den 
gegenwärtigen Regulativ auf den Grund des Behufs der Grundſteuerveranlagung 
ermittelten Reinertrages feſtgeſtellte Gutswerth als ritterſchaftlicher Taxwerth wi 2 


a N 
$.2. 


Zu dieſem Zwecke wird der 30 fache Betrag des Behufs der Veranlagung 
und Untervertheilung der Grundſteuer nach dem Geſetze vom 21. Mai 1861. 
GGeſetz»Samml. S. 253.), der Verordnung vom 12. Dezember 1864. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 673.) und dem Geſetze vom 8. Februar 1867. (Geſetz⸗Samml. ©. 185.) 
endgültig ermittelten jährlichen Reinertrages des Grundſtücks, ſowie der 10 fache 
Betrag des nach den SS. 4. und 5. Nr. 1. des Geſetzes vom 21. Mai 1861. 
(Geſe⸗Samml. ©. 317.) ermittelten jährlichen Nutzungswerthes des Wohnhauſes 
als Kapitalwerth ausgeworfen, von demſelben der 20 fache Betrag der auf dem 
Grundſtücke haftenden Grund⸗ und Gebäudeſteuer und anderweiten Abgaben 
$. 5.) — die Naturalabgaben nach den publizirten 14 jährigen Durchſchnitts⸗ 
preiſen zu Gelde berechnet — abgeſetzt, und die nach dieſem Abzuge verbleibende 
Kapitalſumme als Gutswerth Behufs der Pfandbriefsbeleihung angenommen, vor⸗ 
ausgeſetzt jedoch, daß ſich dabei für ein Rittergut mindeſtens ein Werth von 
6000 Thalern, für andere Güter mindeſtens von 20,000 Thalern ergiebt. 


F. J. 2 
5 Die definitive Feſtſetzung dieſer Werthsermittelung (Taxe) geſchieht durch 
die Haupt⸗Ritterſchaftsdirektion, nachdem die Taxe durch den Departementsrath 
auf Grund einer vorgenommenen Beſichtigung des Grundſtücks zuſammengeſtellt 
und durch das ritterſchaftliche Provinzialkollegium genehmigt worden iſt. 

Sämmtliche auf dem Grundſtücke befindliche Gebäude müſſen nach der für 
die Bepfandbriefung bei dem ritterſchaftlichen Kreditinſtitut beſtehenden Beſtim⸗ 
mung gegen Feuersgefahr verſichert ſein. a 
. Wenn Gebäude, Inventarium oder Ackerbeſtellung unwirthſchaftlich oder 
a es befunden werden, fo kann die Taxe einen entſprechenden Abzug er⸗ 
ahren. 

F. 4. 


Das zu gewährende Darlehn darf zwei Drittheile des nach den vorſtehenden 
Beſtimmungen dieſes Regulativs ermittelten Beleihungswerths des Grundſtücks 
nicht überſteigen. Es kommen übrigens auch hierbei die Vorſchriften der $$. 3. 

unnd 5. des Allerhöchſt beſtätigten Regulativs vom 15. März 1858. zur Anwendung. 


$. 5. 

Wer die Bewilligung eines Pfandbriefs⸗Darlehns nachſuchen will, hat 
ſeinen Antrag bei der Provinzialdirektion ſchriftlich anzubringen. Demſelben ſind 
beizufügen: 

1) ein von dem Kataſterkontroleur beglaubigter Auszug aus der Grund⸗ 
euer⸗Mutterrolle reſp. dem Flurbuche und aus der Gebäudeſteuerrolle, 
aus welchem 5 
a) der Flächeninhalt der Liegenſchaften des zu beleihenden Grundſtücks 
nach den verſchiedenen Kulturarten und Bonitätsklaſſen, und der 
eingeſchätzte Reinertrag, ſowie der Betrag der Grundſteuer, 
(Nr. 7218) b) der 
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b) der eingeſchätzte Nutzungswerth der Gebäude und 
e) der Betrag der Gebäudeſteuer hervorgeht / 
2) der neueſte vollſtändige Hypothekenſchein 
3) eine amtliche Beſcheinigung über die auf dem Gute haftenden öffentlichen 
Abgaben und Laſten, einſchließlich der an die geiſtlichen und Schul⸗Inſtitute 
zu entrichtenden; 
4) das neueſte Feuer⸗Sozietätskataſter. 


5 Der Provinzialdirektion bleibt es überlaſſen, einen nach ihrem Dafürhalten 
5 angemeſſenen Koſtenvorſchuß zu erfordern. 


5 $. 6. 

Der Beſitzer eines gemäß der obigen Beſtimmungen nach dem Grundſteuer⸗ 
ſchätzungswerthe taxirten Gutes iſt befugt, demnächſt von ſeinem Gute eine den 
ſonſtigen bei dem Kreditinſtitute beſtehenden reglementsmäßigen Vorſchriften ent⸗ 
ſprechende Pfandbriefstaxe aufnehmen und nach dem etwaigen höheren Betrage 
derſelben die Beleihung regeln zu laſſen. 


§. 7. 
Auch ſteht dem Beſitzer eines bereits ritterſchaftlich taxirten Gutes die 
Befugniß zu, für daſſelbe die Vorſchriften dieſes Regulativs über die Werths⸗ 
ermittelungen in Anwendung treten zu laſſen. 
$. 8. 
Alle bei dem Kreditinſtitute in Kraft ſtehenden Beſtimmungen, infomeit 
ſolche nicht durch die beſonderen Vorſchriften des gegenwärtigen Regulativs aus⸗ 


drücklich modifizirt ſind, kommen auch für die zufolge der Werthsermittelungen 
nach dieſem Regulativ zu bepfandbriefenden Güter in Anwendung. 
H. 9. 

Rückſichtlich der Eintragung des Darlehns, der Verzinſung und Amorti⸗ 
un „ſowie aller 8 0 daraus herzuleitenden Rechte oder Pflichten gelten 
ie Beſtimmungen des Regulativs über die hypothekariſche Beleihung bepfand⸗ 
briefungsfähiger Güter mittelſt ng Kur⸗ und Neumärkiſcher Neuer 
Pfandbriefe vom 15. März 1858. und die das letztere ergänzenden Beſtimmungen. 


$. 10. 


Dem Engeren Ausſchuß bleibt vorbehalten, nähere Beſtimmungen darüber 
zu treffen: ob und in wiefern die Vorſchriften dieſes Regulativs auch bei anderen 
als Darlehns⸗Taxen zur Anwendung zu bringen ſind. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Doder). 
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